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An die Presse

Sehr geehrte Damen und Herren

Am 23. September gelangt unter anderem der Energie-Ver- 

fassungsartikel zur Volksabstimmung. Das Schweizerische 

Aktionskomitee gegen den Energieartikel möchte bereits 

jetzt schon darlegen, weshalb ein Nein zu dieser Vorlage 

angebracht ist. In weiten Kreisen scheint man sich wieder 

besseres Wissen hinter diesen Energieartikel zu stellen. 

Mit zusätzlichen Kompetenzen der Landesregierung wird sicher 

noch keine Energie gespart. Aus der Vorlage würden höchstens 

übertriebene Vorschriften entstehen, von denen der soge­

nannte Energienutzungsbeschluss einen Vorgeschmack gegeben 

hat.

Sie erhalten in der Beilage eine erste Auswahl von Texten 

zum honorarfreien Abdruck, und wir sind Ihnen dankbar, wenn 

Sie davon Gebrauch machen.

Mit freundlichen Grüssen 

SCHWEIZERISCHES AKTIONSKOMITEE 

GEGEN DEN ENERGIEARTIKEL 

Für die Pressestelle:

E. Tschanz



G R U E NDUNG DES A K T I O N S K O M I T E E S

Im Hinblick auf die eidgenössische Volksabstimmung vom 23. 

September ist das "Schweizerische Aktionskomitee gegen den 

Energieartikel" gegründet worden. Das Komitee wird präsi­

diert durch Nationalrat Jean-Frangois Leuba (Lib, V D ) . Vize­

präsidenten sind die Nationalräte Karl Weber (FDP, Schwyz), 

Dr. Hans-Rudolf Feigenwinter (CVP, Baselland) und Dr. Chri­

stoph Blocher (SVP, Zürich). Dem Komitee gehören Vertreter 

der bürgerlichen Parteien sowie Exponenten aus allen Wirt­

schaftszweigen an.

Das Komitee vertritt entschieden die Auffassung, dass neben 

den beiden Volksinitiativen ("Ausstieg" und "Moratorium") 

auch der Energieartikel abzulehnen ist. Der Energieartikel, 

dem eine umfassende und bundesweite Energiegesetzgebung fol­

gen würde, missachtet die bewährte Aufgabenteilung zwischen 

Staat und Wirtschaft einerseits sowie zwischen Bund und 

Kantonen anderseits. Die ausreichende Versorgung der Schweiz 

mit preisgünstiger Energie hat stets einwandfrei funktio­

niert. Der beabsichtigte Staatsinterventionismus würde dies 

gefährden, ohne einen Beitrag zur Verminderung der hohen 

Auslandabhängigkeit der Schweiz im Energiesektor leisten zu 

können. Das Komitee weist darauf hin, dass die Energie auch 

ohne Bundeszwang sparsam und rationell eingesetzt wird.
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JETZT A U C H  N O C H  DIE E N E R G I E V E R S O R G U N G  VERSTAATLICHEN?

Nationalrat Dr. Christoph Blocher, Meilen

"Der Bund erlässt Grundsätze"; "Der Bund erlässt Vorschrif­

ten"; "Der Bund fördert" und "Der Bund berücksichtigt". Dies 

sind alles Absichten, welche man im neuen Energieartikel 

findet. Doch was soll der Bund nun eigentlich wirklich tun? 

Grundsätze oder Vorschriften erlassen? Die Entwicklung von 

Energietechniken fördern (mit Geld, das er nicht hat!) oder 

bei seiner Energiepolitik die Anstrengungen von Kantonen, 

Gemeinden und der Wirtschaft fördern?

Auf diese Fragen werden die Interventionisten natürlich ant­

worten: "Der Bund soll eben alles tun können - je nachdem". 

Doch gerade hier beginnt für mich die grosse Fragwürdigkeit 

eines solchen neuen Verfassungsartikels. Wenn wir die Bun­

desverfassung durchlesen, so hätten wir eigentlich genügend 

Anschauungsunterricht dafür, wie unsere risikolahme Gesell­

schaft nun seit Jahrzehnten alle möglichen und unmöglichen 

Probleme lösen möchte durch Uebertragung von Kompetenzen an 

den Bund. Wir kämen sicher weiter, wenn einmal ein paar die­

ser Kompetenzartikel wieder aus der Verfassung herausgenom­

men, statt immer neue hineingeschrieben würden.

Seit der Erdölkrise ist viel getan worden

In einem sind wir uns alle einig: die Energiefrage ist 

wichtig und darf nicht vernachlässigt werden. Nun sollte man 

aber auch nicht so tun, wie wenn seit den siebziger Jahren, 

als wir im Zuge der Erdölkrise erstmals richtig sensibili­

siert wurden, einfach nichts geschehen wäre. Es würde den 

Rahmen dieses Beitrages sprengen, hier alle Bemühungen der 

Wirtschaft aufzuzählen. Zudem darf dem Bundesamt für Ener­

giewirtschaft sowie auch dem Energieforum Schweiz attestiert
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werden, dass eine sehr gute und wertvolle Aufklärungsarbeit 

geleistet wird. Diese kann hingegen weitergeführt werden 

ohne zusätzliche Verbürokratisierung und Verstaatlichung der 

Energieversorgung mit allen ihren Marktwidrigkeiten.

Zentralstaat wird weiter zementiert

Vor sieben Jahren (7. Februar 1983) scheiterte die erste 

Version des Energie-Verfassungsartikels am Ständemehr. Mit 

aller Deutlichkeit muss festgehalten werden, dass auch bei 

der nun vorliegenden Fassung föderalistische Ueberlegungen 

eine Ablehnung opportun erscheinen lassen. Wenn der Bund 

beispielsweise gemäss Absatz 2 des Textes "Grundsätze" 

erlassen kann, so wird es in der Praxis wenig nützen, 

dass er gemäss Absatz 4 die Anstrengungen der Kantone bei 

seiner Energiepolitik berücksichtigen soll. Der Zentralstaat 

wird mit dieser Verfassungsbestimmung auf jeden Fall weiter 

zementiert, und dies ohne dass damit auch nur eine Kalorie 

neue Energie produziert würde. Demgegenüber sind aber mit 

Sicherheit Eingriffe in bestehende Kompetenzen der Kantone 

zu erwarten. Wir sollten beim bewährten Grundsatz bleiben, 

gemäss welchem der Bund nicht tun soll, was die Kantone tun 

können, und die Kantone nicht tun sollen, was die Gemeinden 

tun können.

Keine Katze im Sack kaufen

Wer dem Energieartikel skeptisch gegenüber steht, braucht 

kein schlechtes Gewissen zu haben. Und er braucht sich auch 

nicht von den Exponenten der interventionistischen Grünen 

Partei sagen zu lassen, die ablehnenden Kreise wollten nur 

deshalb keine staatliche Energiepolitik, weil sie mit der 

Verschwendung fortfahren möchten (so zu lesen in den Unter-
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lagen für die Delegiertenversammlung der Grünen Partei der 

Schweiz vom 21./22. April 1990). Wer auf so verzerrte Art 

argumentiert beweist nur, dass er selber nicht überzeugt ist 

vom Nutzen eines neuen Verfassungsartikels.

Ich glaube, es gibt nach wie vor genügend Möglichkeiten für 

eine vernünftige Energiepolitik. Mit dem vorliegenden Ver­

fassungsartikel kaufen wir bloss die Katze im Sack. Sind wir 

etwa bereits so phantasielos geworden, dass uns nichts Bes­

seres mehr in den Sinn kommt? Das darf doch wohl nicht sein!



EINE U N T E R S T U E T Z U N G  W I D E R  BESSERES W I S S E N

Im Jahresbericht des Vorstandes des Schweizerischen Ener- 

giekonsumenten-Verbandes (EKV) kann man lesen: "Am 31. Mai 

1987 hat der EKV zu dem vom Eidg. Verkehrs- und Energiewirt­

schaftsdepartement im Februar 1987 in die Vernehmlassung 

geschickten EnergieVerfassungsartikel ausführlich Stellung 

genommen. In seiner Vernehmlassung kam er zum Schluss, dass 

der Energieartikel unnötig, ordnungspolitisch verfehlt und 

wirtschaftlich gefährlich und deshalb abzulehnen ist.

Als Begründung dieser ablehnenden Haltung wurde unter 

anderem ausgeführt, dass der Bund trotz des Scheiterns 

des ursprünglichen Energieartikels am 27. Februar 1983 und 

dank der klaren Verwerfung der Energieinitiative am 23. 

September 1984 über ausreichende Handlungsmöglichkeiten für 

eine zielgerichtete und erfolgversprechende Energiepolitik 

verfügt. Der Energiekonsumenten-Verband wurde - immer gemäss 

Jahresbericht seines Vorstandes - noch deutlicher. Er 

stellte nämlich fest, dass "eine Lenkung der Vorsorgepolitik 

durch staatliche Markteingriffe nicht opportun ist und gegen 

die liberale Marktordnung verstösst." Der EKV wies aber auch 

darauf hin, dass die Zielnormen der ausreichenden, sicheren 

sowie wirtschaftlichen Energieversorgung die Bereiche der 

Produktion und der Verteilung von Energie betreffen, deren 

Beeinflussung durch staatliche Massnahmen stören und die 

Selbstregulierungskraft der liberalen Marktordnung verhin­

dern. Das ist eine absolut deutliche Stellungnahme.

Rechtsumkehrt...

Man würde es nicht für möglich halten, aber auf der gleichen 

Seite des EKV-Jahresberichtes, von welcher wir soeben zi­

tiert haben, heisst es ein paar Zentimeter weiter unten, der 

EKV-Vorstand habe das Ergebnis der parlamentarischen Bera­

tungen mit dem jetzt in seinem definitiven Wortlaut vorlie­
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genden Energieartikel zum Anlass genommen, seine Vernehmlas­

sung nochmals zu überdenken. Dabei sei er, der Vorstand, zum 

Schluss gekommen, "dass der Energieartikel aus wirtschaftli­

chen Ueberlegungen heraus nach wie vor unnötig und auch ein 

gewisses Gefahrenpotential in sich birgt, insbesondere Abs. 

2 lit. b, "Der Bund erlässt Grundsätze für den sparsamen und 

rationellen Energieverbrauch". Mit dieser Norm sei es dem 

Bund möglich, strenge Bewirtschaftungsmassnahmen, die bis 

zum Verbot einzelner Energieanwendungen oder auch zu Zwangs­

anschlüssen an das Erdgas- oder Fernwärmeversorgungsnetz 

reichen können, zu dekretieren.

Und dann schreibt der EKV-Vorstand wortwörtlich: "Trotz 

dieser dem Energieartikel inhärenten Gefahr und der mangeln­

den wirtschaftlichen Notwendigkeit spricht sich der Vorstand 

aus politischen Gründen für den Energie-Verfassungsartikel 

aus"...

Politische Gründe gegen alle Vernunft

Das beschriebene Beispiel des Schweizerischen Energiekonsu- 

menten-Verbandes zeigt, wie unsicher die Befürworter des 

Energieartikels eigentlich sind. Am 23. September werden die 

Stimmbürgerinnen und Stimmbürger hoffentlich diese Vorlage 

bachab schicken!

Ernst Tschanz



RESOLUTION DES VERBANDES OSTSCHWEIZER BRENNSTOFFHAENDLER GE-

GEN DEN ENERGIEARTIKEL

Der Verband Ostschweizer Brennstoffhändler lehnt den im Sep­

tember zur Abstimmung gelangenden Energie-Verfassungsartikel 

ab und unterstützt die gegnerische Kampagne der Spitzenver­

bände der Wirtschaft, der Hauseigentümer und des Strassen- 

verkehrs.

Die Vorlage entspricht keinem sachlichen Bedürfnis. Der 

Bund verfügt über ausreichende Verfassungsgrundlagen, um 

energiepolitisch aktiv zu werden, wo ein tatsächlicher 

Handlungsbedarf besteht. Die von den Kantonen im Rahmen der 

Energie- und Bauvorschriften getroffenen Massnahmen sowie 

die verschäften Normen und Fachregeln führen schon jetzt 

zu einer zunehmend rationelleren Energieanwendung. Der spe­

zifische Energieverbrauch sowohl der Haushalte als auch der 

Wirtschaft und des Verkehrs ist nachweisbar sinkend. Dieser 

Trend wird anhalten.

Das erklärte Ziel des Energieartikels, dem Staat stärkeren 

Einfluss auf die Energieversorgung zu verschaffen, lässt 

sich somit durch nichts rechtfertigen. Es führt im Gegenteil 

zu einem unnötigen Eingriff in einen durch Wettbewerb 

gekennzeichneten und funktionierenden Markt, der ein preis­

günstiges und sicheres Angebot garantiert. Die Absicht, über 

Einschränkungen der persönlichen Freiheit, der Eigentumsga­

rantie sowie der Handels- und Gewerbefreiheit die freie Wahl 

des Energieträgers zu begrenzen, ist ordnungspolitisch ver­

fehlt und stellt in einer Zeit der Marktliberalisierung ei­

nen offensichtlichen Anachronismus dar.


